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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  

 

(1) Der Verein führt den Namen „Förderverein des Kultur- und Begegnungszentrums Altes 

Amtsgericht Petershagen e.V.“ und soll in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Bad 

Oeynhausen eingetragen werden.  

 

(2) Sitz des Vereins ist Petershagen. 

 

(3) Der Verein ist parteipolitisch unabhängig. Eine Zusammenarbeit mit Vereinigungen glei-

cher oder ähnlicher Zielsetzung ist möglich. 
 

(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

 

§ 2 Zweck des Vereins  

 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst, Kultur, Bildung, Heimatpflege, Denkmal-

schutz und Denkmalpflege. Der Verein soll das Kultur- und Begegnungszentrum Altes 

Amtsgericht unterstützen und zum Zusammenleben von Bürgerinnen und Bürgern aller 

Altersgruppen beitragen sowie die Toleranz fördern.  

 
(2) Der Satzungszweck wird unter anderem verwirklicht durch  

- Veranstaltungen im Alten Amtsgericht Petershagen  

- Musik-, Film-, Literatur- und Theaterveranstaltungen, Vorträge, Diskussionen 

und Ausstellungen;  

- das Angebot von Informationen, Beratungs- und Bildungsangeboten;  

- die Durchführung von themenbezogenen Projekten;  

- die Kommunikation zwischen allen Bevölkerungsschichten;  

- die Mitarbeit an der positiven Darstellung der Stadt Petershagen und der Re-

gion.  

 

§ 3 Selbstlosigkeit – Gemeinnützigkeit  

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen 

Fassung.  
 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-

cke.  

 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mit-

glieder des Vereins erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus 

Mitteln des Vereins. 

  

(4) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des 
Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten.  

 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.  
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§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

  

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Der Beitritt ist 

schriftlich zu erklären. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Die Mitgliedschaft ist 

nicht übertragbar und nicht vererbbar.  

 

(2) Ehrenmitgliedschaft: Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann natürlichen Perso-

nen, die sich um den Verein und seine Zwecke besonders verdient gemacht haben, die Eh-

renmitgliedschaft verliehen werden. Ehrenmitglieder sind von der Entrichtung eines Mit-
gliedsbeitrages befreit.  

 

(3) Mitglieder und Ehrenmitglieder sollten sich für die in dieser Satzung festgelegten Zwecke des 

Vereins einsetzen und dazu beitragen, dass der enge Zusammenhalt des Vereins gefördert 

wird. 

 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Der Austritt aus dem Verein erfolgt durch schriftliche Kündigung der Mitgliedschaft. Er ist 
zum Ende des Kalenderjahres möglich. Die Kündigung ist spätestens bis zum 15.11. des Ka-

lenderjahres gegenüber dem Vorstand zu erklären. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist 

der Zugang der Kündigung.  

 

(2) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt, Ausschluss oder Auflösung des Vereins. Die 

Mitgliedschaft einer juristischen Person endet bei Verlust der Rechtspersönlichkeit.  

 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es  

- mit seinen Beitragszahlungen in Rückstand ist und trotz Aufforderung seinen Verpflich-

tungen nicht nachgekommen ist,  

- gegen die Satzung erheblich verstoßen hat oder  

- sich sonst eines vereinsschädigenden Verhaltens schuldig gemacht hat. 

(4) Der Vorstand kann ein Mitglied aus dem Verein ausschließen. Voraussetzung hierfür ist ein 

erheblicher Verstoß gegen die Zwecke des Vereins oder Beschlüsse der Vereinsgremien. Ei-

nem Mitglied, das aus dem Verein ausgeschlossen werden soll, muss zuvor Gelegenheit zu 

einer mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme gegeben werden. Der Ausschluss ist dem 

Mitglied schriftlich bekanntzugeben. Gegen den Ausschlussbeschluss kann innerhalb einer 

Frist von einem Monat, vom Tag der Zustellung des Beschlusses an gerechnet, Widerspruch 

eingelegt werden. Dieser ist an den Vorstand zu richten. Will der Vorstand dem Widerspruch 
nicht stattgeben, entscheidet die nächste Mitgliederversammlung über den Ausschluss aus 

dem Verein. Bis zur Entscheidung über den Widerspruch ruhen die Rechte und Pflichten der 

Mitgliedschaft. 

 

(5) Die Mitgliederversammlung kann Ehrenmitglieder aus dem Verein ausschließen. Der Abs. 4 

gilt entsprechend. Darüber hinaus ist dem Vorstand zuvor Gelegenheit zu einer Stellungnah-

me zu geben.  
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(6) Vor Beendigung der Mitgliedschaft bleiben bis dahin entstandene Verpflichtungen des Mit-
gliedes, insbesondere die Zahlung rückständiger Mitgliedsbeiträge unberührt. Bei Beendi-

gung der Mitgliedschaft gezahlte Beiträge sind, soweit sie sich auf Zeiten nach Beendigung 

der Mitgliedschaft beziehen, vom Verein nicht zu erstatten. 

 

  

§ 6 Finanzierung und Beitragsordnung 

  

(1) Der Verein finanziert seine Aufgaben durch Mitgliedsbeiträge, Geld- und Sachspenden sowie 

Zuwendungen und Einnahmen.  

 
(2) Die Höhe der Mitgliedsbeiträge legt die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstan-

des fest. Im Übrigen erlässt der Vorstand eine Beitragsordnung. 

  

(3) Der Beitrag ist jeweils zum 1. August des Kalenderjahres fällig. Er wird im Wege des SEPA-

Lastschriftverfahrens erhoben.  

 

 

§ 7 Organe des Vereins  

 

Organe des Vereins sind  
1. der Vorstand  

2. die Mitgliederversammlung  

 

§ 8 Der Vorstand  

 

(1) Der Vorstand besteht aus  

- der/dem Vorsitzenden  

- einer/einem stellvertretenden Vorsitzenden  

- der Schriftführerin / dem Schriftführer 

- der Kassenwartin / dem Kassenwart  

- es können bis zu fünf Beisitzer / Beisitzerinnen gewählt werden.  

 

(2) Die gesetzliche Vertretung des Vorstandes (§26 BGB) erfolgt durch zwei Mitglieder des Vor-

standes, und zwar ausschließlich durch den Vorsitzenden / die Vorsitzende, den Stellvertre-

ter / die Stellvertreterin des / der Vorsitzenden und den Schriftführer / die Schriftführerin. 

Die Tätigkeit des Vorstandes ist ehrenamtlich.  

 

(3) Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren von der Mitgliederversamm-

lung gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Mitgliederversammlung kann ein Vorstandsmit-
glied mit der Ausübung zweier Vorstandsämter betrauen. 

 

(4) Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit so lange im 

Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind.  

 

(5) Falls ein Vorstandsmitglied ausscheidet, kann in einer außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung für das ausgeschiedene Vorstandsmitglied ein anderes Mitglied in den Vorstand 

gewählt werden. 
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§ 9 Aufgaben des Vorstandes 

  

(1) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Der Vorstand kann 

zur Unterstützung seiner Arbeit Ausschüsse und Arbeitskreise einsetzen. Sie haben beraten-

de Aufgaben, ihre Beschlüsse dienen der Meinungsbildung innerhalb des Vorstandes.  

 

(2) Der Vorstand hat  

- die Mitgliederversammlung einzuberufen und vorzubereiten,  

- die Beschlüsse der Mitgliederversammlung auszuführen,  

- die Mitgliedschaft in Verbänden und Vereinigungen herzustellen,  

- über Aufnahme neuer Mitglieder zu beschließen,  

- über Einnahmen aus eigenen Veranstaltungen, Mitgliedsbeiträgen und Spenden zu ver-

fügen,  

- den Jahres- und Geschäftsbericht zu erstellen 

 

(3) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. Diese wird nicht Bestandteil dieser 

Satzung.  

 

 
§ 10 Mitgliederversammlung  

 

(1) Der Vorstand lädt einmal im Jahr die Mitglieder zur Jahreshauptversammlung ein. Die Einla-

dung erfolgt unter Angabe der Tagesordnung wenigstens 4 Wochen vor der Sitzung in Text-

form.  

 

(2) Die Mitgliederversammlung  

- beschließt über die Änderung der Satzung. Satzungsänderungen, die auf einem Verlan-

gen des Vereinsregistergerichts oder des Finanzamtes beruhen, kann der Vorstand ohne 

Befragung der Mitgliederversammlung allein wirksam beschließen und vollziehen;  
- wählt den Vorstand und beruft ihn ab,  

- wählt die Kassenprüfer,  

- nimmt den Jahres- und Geschäftsbericht des Vorstandes sowie den Bericht der Kassen-

prüfer entgegen,  

- entlastet den Vorstand,  

- setzt die Höhe des Jahresbeitrages fest und  

- beschließt über den Einspruch gegen einen vom Vorstand ausgesprochenen Ausschluss 

aus dem Verein, 

- beschließt die Auflösung des Vereins. 

 

(3) Außerordentliche Mitgliederversammlungen finden statt, wenn der Vorstand sie beruft oder 

wenn sie von mindestens einem Drittel der Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks 

und der Gründe beim Vorstand beantragt werden. Die außerordentliche Versammlung muss 

innerhalb von einem Monat nach Eingang des Antrags beim Vorstand durchgeführt werden. 
  

(4) Die Mitgliederversammlung wird von dem / der Vorsitzenden, im Verhinderungsfall von dem 

Stellvertreter / der Stellvertreterin, bei dessen Verhinderung von einem anderen Vorstands-

mitglied geleitet.  
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(5) Die Mitgliederversammlung kann den Vorstand oder einzelne Vorstandsmitglieder aus 

schwerwiegenden Gründen abwählen. Ein entsprechender Antrag einschl. Begründung muss 

dem Vorstand schriftlich zugeleitet werden. Der Antrag muss von einem Drittel aller stimm-

berechtigten Mitglieder unterzeichnet sein. Über den schriftlichen Antrag entscheidet mit 

den Stimmen von zwei Drittel der anwesenden Vereinsmitglieder die Mitgliederversamm-

lung, die innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags einzuladen ist. 

 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gülti-

gen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.  

 
(7) Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

 

(8) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung wird ein Protokoll angefertigt, das vom jeweili-

gen Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist.  

 

(9) Anträge zu den Versammlungen sind spätestens 14 Tage vorher schriftlich beim Vorstand 

einzureichen. In einem anderen Falle muss die Dringlichkeit von der Versammlung be-

schlossen werden. 

 

(10) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen worden 
ist. 

 

(11) Jedes Mitglied hat eine Stimme.  

 

(12) Zur Wahl können Mitglieder vorgeschlagen werden, die in der Versammlung anwesend 

sind oder deren schriftliches Einverständnis mit der ihnen zugedachten Wahl vorliegt. Für 

die Wahlen wird ein Wahlleiter bestimmt. Alle Wahlen und Abstimmungen können durch 

Handzeichen erfolgen. Auf Verlangen von mindestens fünf der anwesenden Mitglieder 

wird eine geheime Wahl durchgeführt.  

 
(13) Wahlberechtigt sind alle volljährigen Vereinsmitglieder.  

 

(14) Die Mitgliederversammlung wählt aus den volljährigen Mitgliedern in getrennten Wahl-

gängen den Vorsitzenden / die Vorsitzende, den Stellvertreter / die Stellvertreterin, den 

Schriftführer / die Schriftführerin und den Kassenwart / die Kassenwartin sowie die Beisit-

zer / Beisitzerinnen.  

 

(15) Gewählt ist, wer die meisten Stimmen der anwesenden, wahlberechtigten Mitglieder auf 

sich vereinigt.  

 
 

§ 12 Kassenprüfung  

 

(1) Zwei Kassenprüfer nehmen den Jahresabschluss entgegen. Sie haben die satzungsgemäße 

Verwendung der Mittel zu prüfen. Sie berichten der Mitgliederversammlung über das Prü-

fungsergebnis. Die Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören und werden von der 

ordentlichen Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt. Sie sind so zu wählen, dass in 

jedem Jahr ein Kassenprüfer ausscheidet und ein neuer zur Wahl steht.  
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§ 13 Auflösung des Vereins  

 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck besonders einberufenen Mit-

gliederversammlung beschlossen werde. Dabei ist die Anwesenheit von mindestens der Hälf-

te aller stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Der Auflösungsbeschluss erfordert eine 

Mehrheit von ¾ der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

Im Falle einer Beschlussunfähigkeit ist innerhalb eines Monats eine neue Mitgliederver-

sammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der er-

schienenen Vereinsmitglieder die Auflösung mit einfacher Mehrheit der Anwesenden be-
schließen kann. 

 

(2) Im Falle der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Ver-

einsvermögen nach Begleichung der Schulden in vollem Umfang der Stadt Petershagen zu, 

die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat, die dem 

Zweck des Vereins nahe stehen. 

 

Petershagen, 7. Juli 2015 

 

 

 


